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Neues Gewerbegebiet 
in Sicht: Der Abriss der 
ehemaligen General-von- 
Seidel-Kaserne im Stadtteil 
Euren ist angelaufen. Seite 2

Das Kulturdenkmal des 
früheren Eisenbahnausbes-
serungswerks in Trier-West 
darf nun zurückgebaut 
werden. Seite 4

Deutlich mehr Impfstoff 
ab April verfügbar: 
Land passt seine Planungen 
für die kommenden 
Wochen an. Seite 2
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Zahl der Woche

1292
iPads sollen den Trierer Grund-
schulen im Rahmen des Sofort-

ausstattungsporgramms zur 
Verfügung gestellt werden. 

Wegen Produktionsengpässen 
gibt es aber immer noch eine 

Verzögerung. 
(Seite 3)

Nachsorge dauert einige Jahre
OB und Opferbeauftragter ziehen Zwischenbilanz nach Amokfahrt / Neue Phase der Opfer-Betreuung

Neun Wochen nach der Amokfahrt in 
der Fußgängerzone geht die Betreu-
ung der überlebenden Opfer, der An-
gehörigen der Toten und der vielen  
Zeugen in eine neue Phase: Nach der 
Notfallhilfe und Erstversorgung hat 
die Nachsorge begonnen. Sie wird 
nach Angaben des Landesopferbe-
auftragten Detlef Placzek einige Jah-
re dauern. Bei einer Online-Presse-
konferenz nannte er aktuelle Zahlen, 
die belegen, dass die Hilfsangebote 
sehr gut angenommen werden. 

Von Petra Lohse

Beim Landesamt für Soziales, Jugend 
und Versorgung, dessen Präsident 
Placzek ist, sind 25 Anträge auf Opfer-
entschädigung eingegangen und es 
wurden über 70 Plätze für Schnellthe-
rapien zur Verfügung gestellt. OB 
Wolfram Leibe betonte, dass bei allen 
Aktivitäten immer die Perspektive und 
die Interessen der Opfer ausschlagge-
bend seien. Das gilt für die geplante 
Gedenkfeier, deren Datum noch offen 
ist, aber auch die Schaffung eines fes-
ten Gedenkortes. 

Die Zahl der Betroffenen ist groß: 
Nach der Amokfahrt wurden auf Basis 
der polizeilichen Daten 307 Personen 
angeschrieben, es kommen aber, so 
Placzek, noch viele weitere dazu: 
„Manche, die das miterlebt haben, 
dachten zuerst, sie kommen ganz gut 
damit klar. Aber nun merken sie, dass 
sie doch Hilfe brauchen.“ 

Eine wichtige Etappe war das erste 
Treffen der Opfer mit Leibe und Plac-
zek sowie mehreren Therapeuten am 
Wochenende, das wegen Corona auf 
zwei Tage verteilt werden musste. 
Das Fazit der Beteiligten fiel danach 
durchweg positiv aus. Die Treffen sol-
len nun regelmäßig stattfinden, zu-
nächst einmal im Monat. 

Schnelle und direkte Hilfe

Die vielfältigen Hilfen und Koordinie-
rungen durch die Stadtverwaltung 

begannen direkt nach der Amokfahrt: 
Noch am selben Abend nahm ein Ko-
ordinierungsstab die Arbeit auf, um 
direkt mit den Opfern zu kommuni-
zieren zu können: In enger Zusam-
menarbeit mit der Polizei startete di-
rekt eine umfangreiche Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit. Dabei spielten 
die sozialen Medien eine große Rolle. 
Kurz nach der Amokfahrt wurde das 
Spendenkonto eingerichtet. Dieses 
Kapital geht in eine Auszahlungsstif-
tung für die Opfer. Außerdem wurde 
am 2. Dezember eine erste Gedenk-
feier an der Porta organisiert, an der 
unter anderem Ministerpräsidentin 
Malu Dreyer teilnahm, sowie eine 
Trauerfeier für die griechisch-ortho-
doxe Gemeinde in Zusammenarbeit 
mit dem Bistum. In Kooperation mit 

dem Opferbüro des Landes entstand 
ein Koordinationszentrum mit Psy-
chotherapeuten, Trauma-Institutio-
nen sowie Seelsorgern. 

Mitarbeiter von StadtRaum Trier 
pflegten und betreuten die Gedenkor-
te an mehreren Stellen der Innen-
stadt. Diese sind jetzt an der Porta 
konzentriert. Die Opfer erhalten auch 
konkrete Unterstützung bei der Be-
wältigung ihres Alltags und der finan-
ziellen Absicherung: Dazu gehörten 
die Abwicklung der Rechnungen für 
die Bestattung und die Friedhofspfle-
ge, finanzielle Soforthilfen, Unterstüt-
zung bei der Suche nach einem Kita- 
Platz und bei der Antragstellung im 
Rahmen des Opferentschädigungsge-
setzes. Außerdem entstand ein Run-
der Tisch mit Hinterbliebenen, Ver-

letzten und Traumatisierten in Koope-
ration mit der Stiftung Katastrophen-
nachsorge. Das Landesamt schaltete 
unter anderem eine Internetseite so-
wie drei Hotlines zur schnelleren Kon-
taktaufnahme für Opfer und Zeugen 
frei und kümmerte sich um die Kos-
tenübernahme bei Therapien. Das 
Land zahlt schon vor einer Opferent-
schädigung fünf Stunden. Zudem gibt 
es jetzt eine eigene Datenbank zur 
Vermittlung von Therapieplätzen.

■ Anlaufstellen für Opfer und Hin-
terbliebene: Vermittlung eines Trau-
matherapieplatzes: 0800/5758767 
(Montag bis Freitag, 9 bis 16 Uhr) 
Opferhilfe im Rathaus: trierstehtzu-
sammen@trier.de und Landesamt: 
0651/14470.

Trauer und Anteilnahme. Schon kurz nach der Amokfahrt erinnerten unzählige Lichter, Blumen, Kuscheltiere und 
Schilder vor der Porta und an weiteren Orten in der Innenstadt an die Toten und Verletzten. Archivfoto: Presseamt

Weil die Nachfrage in der Corona- 
Teststation im Messepark nachlässt, 
ist diese nur noch mittwochs und 
samstags von 14 bis 18 Uhr geöffnet. 
Sonntags bleibt sie geschlossen. Än-
dert sich die Lage, ist die Stadt in der 
Lage, kurzfristig zu reagieren.  red

Kultur- und Bauausschuss kommen 
am Dienstag, 16. Februar, 17 Uhr, di-
gital zu einer gemeinsamen Sitzung 
zusammen. Thema im öffentlichen 
Teil ist die vermutete Mikwe, ein ritu-
elles Tauchbad, in der Judengasse. 
Das Live-Streaming ist zu sehen unter 
ok54.de/ausschusssitzungen.  red

Das Musikfestival Por-
ta hoch drei soll 
vom 16. bis 19. Ju-
ni unter Corona- 
konformen Bedin-
gungen stattfin-

den. Popp Con-
certs, die Stadt und 

die Trier Tourismus und Marketing 
GmbH (TTM) präsentieren mit Cam-
pino, Olli Schulz, „Versengold“ und 
„Helge & The Snyders“ ein abwechs-
lungsreiches Programm. Komplet-
tiert wird es am 20. Juni mit dem be-
liebten Picknickkonzert des Philhar-
monischen Orchesters. Der Ticket-
vorverkauf kann zunächst nur online 
stattfinden über ticketregional.de, 
eventim.de und kartenvorverkauf- 
trier.de. Das Interesse ist groß: Das 
Campino-Gastspiel war schon am 
ersten Tag ausverkauft.  red

Vorschau in der RaZ am 16. Februar

Corona-Teststation 
sonntags zu

Mikwe ist Thema in 
Doppel-Ausschuss

Campino und Helge
Schneider kommen

Ein Jahr mit
zwei Wahlen

Der Notbetrieb der KfZ-Zulassung für 
die Bedarfe der Unternehmen in Trier 
und Trier-Saarburg zwischen Weih-
nachten und Neujahr wurde gut an-
genommen, wie das Amt für KfZ-Zu-
lassungen der Stadtver-
waltung berichtet. Es 
hatte während der Lock-
down-bedingten Betriebs-
ferien der Verwaltung acht 
Mitarbeiter im Dienst, da-
mit die Autohäuser ver-
kaufte Fahrzeuge noch zulassen 
konnten. Insgesamt wurden in den 
drei Tagen 164 Zulassungsvorgänge 
erledigt, weitere wären möglich ge-
wesen. Oberbürgermeister Wolfram 
Leibe dankt den Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern für ihren Einsatz, 
mit dem man gezeigt habe, dass die 
Stadtverwaltung die Bedürfnisse der 
lokalen Wirtschaft ernst nimmt und 
flexibel reagiert.

Aus Gründen des Infektionsschut-
zes sind Zulassungen derzeit nur 
nach Termin-Vereinbarung möglich. 
Termine sind aber innerhalb von ein 
bis zwei Tagen für die Hauptstelle in 
Trier und die Nebenstellen in Saar-

burg und Hermeskeil zu bekommen. 
Möglich ist die Terminvereinbarung 
über die allgemeine Behördennum-
mer 115 (ohne Vorwahl) oder online 
über https://termine-reservieren.

de/termine/trier/.
Einige Dienstleistungen der 

KfZ-Behörde sind zudem bereits 
ohne persönlichen Termin on-
line von zuhause aus machbar, 
darunter die Reservierung eines 
Wunschkennzeichens, die Um-

schreibung eines Fahrzeugs oder ei-
ne Außerbetriebsetzung. Eine Über-
sicht über die Online-Dienste findet 
sich unter www.trier.de (Rathaus & 
Bürger/in – Bürgerservice – Online-
dienste). mic

Schnell zum Zulassungstermin
Notbetrieb der Zulassungsstelle für Autohäuser wurde gut angenommen 

Derzeit stehen gleich 
zwei Wahlen im 
Blickpunkt: Wäh-
rend in gut vier 
Wochen die Stim-

men für die Land-
tagswahl abgegeben 

werden, haben gleichzeitig die Vorbe-
reitungen für die Bundestagswahl am 
26. September begonnen. Trier ge-
hört zum Wahlkreis 203, Wahlleiter 
ist diesmal Landrat Günther Schartz, 
der sich in dieser Funktion mit dem 
Trierer OB abwechselt. Die Frist zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen en-
det am Montag, 19. Juli, 18 Uhr.

Zur Landtagswahl werden in weni-
gen Tagen die Benachrichtigungen an 
die knapp 79.000 Stimmberechtigten 
im Stadtgebiet verschickt. Damit kann 
man Briefwahl beantragen. Die si-
cherste Variante in Corona-Zeiten ist, 
sich die Unterlagen nach Hause schi-
cken zu lassen, auszufüllen und zu-
rückzuschicken. Anlaufstellen für alle 
Fragen rund um die Stimmabgabe ist 
das Wahlbüro, das ab 15. Februar in 
der Europahalle erreichbar ist. Es ist 
geöffnet Montag bis Donnerstag, 8 
bis 16, und am Freitag von 8 bis 13 
Uhr. Am 12. März gilt eine verlängerte 
Öffnungszeit bis 18 Uhr. Weitere In-
fos: www.trier.de/wahlen.  red
 Bekanntmachung zur 
 Bundestagswahl auf Seite 6
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Die Filscher Einwohneranträge zum 
Thema Schulbezirksgrenzen und 
Schaffung einer Baustraße für das 
künftige Baugebiet BFI 4 am Schell-
berg haben das nötige ortsteilbezoge-
ne Quorum erreicht. Das teilte Rechts-
amtsleiter Joachim Henn in der jüngs-
ten Stadtratssitzung mit. Die für die 
Schulen zuständige Bürgermeisterin 
Elvira berichtete danach, dass beim 
Thema Schulbezirksgrenzen dem An-
liegen des Einwohnerantrags entspro-
chen wurde, das Thema im Ortsbeirat 
zu behandeln.  Der Stadtrat hatte En-
de Juni 2020 nach kontroverser De-
batte mehrheitlich beschlossen, dass 
ab Sommer 2021 Kinder, die in den 
Straßen Zur alten Eiche und An der 
Wolfskaul im Neugebiet BU 14 in 
Filsch wohnen, nicht mehr in Tarforst, 
sondern in Irsch eingeschult werden. 
Zur Begründung wird auf die unter-
schiedliche Auslastung der Schulen 
verwiesen: In Tarforst ist die Nachfra-
ge so groß, dass das Gebäude aus al-
len Nähten platzt. Die ADD hatte klar 
gemacht, einer dauerhaften Vierzü-
gigkeit in Tarforst nicht zuzustimmen. 
Auf der anderen Seite ist die Schule 
im Nachbarstadtteil Irsch nicht kom-
plett ausgelastet und die Zweizügig-
keit nicht sichergestellt. Gegen die 
Verlegung der Schulbezirksgrenze war 
aus Filsch Kritik laut geworden. 

Bei der Forderung nach einer Bau-
straße zur direkten Erschließung des 
Baugebiets am Schellberg über die 
L 143 haben  es die Initiatoren des Ein-
wohnerantrags nach Angaben von 
Baudezernent Andreas Ludwig abge-
lehnt, die ohnehin im Rahmen des 
anstehenden B-Plan-Verfahrens an-
stehende Prüfung abzuwarten.  Daher 
bereitet das Baudezernat jetzt eine 
Entscheidungsvorlage für die Stadt-
ratssitzung am 10. März vor. Ludwig 
erläuterte, warum nicht nur wegen 
der gesetzlichen Vorgaben zur Auf-
stellung des erforderlichen Bebau-
ungsplans eine detaillierte Prüfung 
des Vorschlags der Baustraße, die vor 
allem den Lkw-Verkehr zur Baustelle 
bündeln soll, erforderlich ist.  red

Filscher Baustraße
im März im Stadtrat

Deutlich mehr Impfstoff ab April verfügbar
Land passt Impfplanung für die kommenden Wochen an / Europäisches Produktionsnetzwerk wird aufgebaut

Um die Abläufe zu optimieren, wur-
de das Impfzentrum im Messepark 
vergangene Woche im laufenden Be-
trieb umgerüstet. So wurde unter 
anderem die Anzahl der Check-in 
und Check-out-Schalter erhöht, da-
mit die Leute zügig registriert und 
wieder entlassen werden können. 
Für den Fall, dass mehr Impfstoff ge-
liefert wird, wurde auch personell 
aufgestockt: Insgesamt 14 Verwal-
tungskräfte, je sieben von Stadt und 
Landkreis, sorgen bereits jetzt für 
den Verwaltungsablauf (bisher acht). 
Zudem werden beide Verwaltungen 
einen Personalpool von 40 „Sprin-
gern“ bilden, um bei Bedarf mit mehr 
Kräften aushelfen zu können. 

In Trier und Trier-Saarburg wurden 
bislang 7987 Erstimpfungen und 2825 
Zweitimpfungen durchgeführt (Stand: 
7. Februar). Kommunale Teams impf-
ten in Kreis und Stadt 4800 Menschen 
zum ersten und 1040 Menschen zum 
zweiten Mal. Ab 16. Februar sollen 
wieder Erstimpfungen stattfinden.

Impfstoffmengen optimiert

Nach dem Impfgipfel, an dem vergan-
gene Woche Bund, Länder und Phar-
mafirmen teilnahmen, hat die Lan-
desregierung ihre Planung für die 
kommenden Wochen angepasst und 
für die zur Verfügung stehenden Impf-
Mengen optimiert. Ministerpräsiden-
tin Malu Dreyer und Gesundheitsmi-
nisterin Sabine Bätzing-Lichtenthäler 

betonen: „Es bleibt dabei, dass in 
Rheinland- Pfalz alle Zweitimpfungen 
gesichert sind. Auch die wegen der 
Lieferengpässe verschobenen rund 
30.000 Erstimpfungen in den Impf-
zentren können wie geplant vom 17. 
Februar an nachgeholt werden.“ Es sei 
das Ziel, bis Ende Februar 200.000 
Erstimpfungen zu spritzen.

Auch wenn beim Impfgipfel klarge-
worden sei, dass das Land  bis zum 1. 
März keine wesentlichen neuen Impf-

stoffmengen erhalten werde, blicke 
man laut Dreyer hoffnungsfroh in die 
Zukunft: „Die Impfstoff-Produzenten 
haben plausibel dargelegt, wie sie die 
Impfstoffproduktion noch steigern 
können. BioNTech hat zum Beispiel 
vorgestellt, dass sie ein Produktions-
netzwerk mit mehr als einem Dut-
zend Kooperationen in Europa auf-
bauen. Weitere Impfstoffe stehen 
kurz vor der Zulassung, so dass wir ab 
dem zweiten Quartal deutlich mehr 

Impfstoff bekommen werden“, so die 
Ministerpräsidentin. Sie sei optimis-
tisch, dass man mit den größeren 
Mengen ab April deutlich mehr Be-
rechtigten eine Impfung anbieten 
könne, sagte Dreyer. Konkret will 
Rheinland-Pfalz dafür wie folgt vorge-
hen: Von den schätzungsweise rund 
420.000 Personen im Land, die unter 
die höchste Priorisierungsstufe nach 
der Bundesimpfverordnung fallen, 
haben bereits mehr als 142.000 ihre 

Erstimpfung erhalten. Weitere rund 
30.000 Personen haben schon einen 
Termin nach dem 17. Februar. Hinzu 
kommen etwa 130.000 Personen aus 
dem Terminpool, die zum jetzigen 
Zeitpunkt für einen Erstimpfungster-
min bereits registriert sind.

AstraZeneca-Vakzin für Jüngere

Für Berechtigte, die nicht älter als 65 
Jahre sind, steht jetzt als Impfstoff das 
neu zugelassene Vakzin von Astra-
Zeneca bereit. Das betrifft 22.000 der 
130.000 Registrierten aus dem Ter-
minpool, die eine berufliche Indikati-
on haben, also etwa medizinisches 
Personal. Ebenfalls noch im Februar 
sollen außerdem die Krankenhäuser 
mitteilen können, wieviel Impfstoff sie 
für die rund 10.000 Mitarbeitenden, 
die zur höchstpriorisierten Gruppe ge-
hören, benötigen. Diese Personen sol-
len alle ein Angebot mit einem Termin 
noch im Februar erhalten. Ab 1. März 
sollen alle übrigen bereits registrierten 
Personen ihren Termin erhalten.   red

CORONA IMPFZENTRUM

WER?

WIE? WO?

WER NICHT?

Alle zu impfenden Personen 
müssen eine 

 des Landes 
Rheinland-Pfalz haben! 
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Zange frisst sich durch alte Steine
Abriss der ehemaligen General-von-Seidel-Kaserne in Euren läuft / Stadt entwickelt Gewerbegebiet

Vergangene Woche haben die Ab-
brucharbeiten auf dem Gelände der 
ehemaligen General-von-Seidel-Ka-
serne in Euren begonnen. Wo früher 
Soldaten stationiert waren, entwi-
ckelt die Stadt nun gemeinsam mit 
den Stadtwerken ein Gewerbege-
biet für  innovative Unternehmen.

Von Britta Bauchhenß

Oberbürgermeister Wolfram Leibe, 
Stadtwerke-Vorstand Arndt Müller 
und der Eurener Ortsvorsteher Hans- 
Alwin Schmitz machten sich bei ei-
nem Ortstermin ein Bild von den Ar-
beiten. Die Stadt will auf dem Gelän-
de in Zusammenarbeit mit den Stadt-
werken einen attraktiven Gewerbe-
standort entwickeln. Hierzu werden 
zunächst die baufälligen Gebäude 
abgerissen. Sie wurden bereits ent-
rümpelt und entkernt, die Schadstof-
fe fachgerecht entsorgt. Die wieder-
verwertbaren Stoffe türmen sich fein 
sortiert auf dem Außengelände, unter 
anderem Holz, Metall, Schaumstoff 
und Plastik. 

Vermarktung ab 2023

OB Wolfram Leibe betont: „Die Stadt 
Trier braucht dringend Gewerbeflä-
chen um zukunftsfähig zu bleiben. 
Deshalb bin ich froh, dass wir mit die-
sem verkehrsgünstig liegenden Kon-
versionsgebiet Unternehmensgrün-
dern, Ansiedlungswilligen oder Fir-
men, die sich erweitern wollen, ein 
gutes Angebot machen können und 
die Entwicklung mit unserem Premi-
umpartner Stadtwerke gemeinsam 
vorantreiben.“

Als erstes wurde das ehemalige 
Pumpwerk abgerissen, das 1954 mit 
einer Grundfläche von 164 Quadrat-
metern erbaut wurde. Das Gebäude 
nahe der Luxemburger Straße hatte 
kurz vor seinem Ende auf Einladung 
der städtischen Wirtschaftsförderung 

noch als Leinwand für Graffiti-Künst-
ler gedient. Dann folgte der Abriss 
weiterer Gebäude. Diese Arbeiten 
sollen im Frühjahr weitestgehend ab-
geschlossen werden. 

Die städtische Wirtschaftsförde-
rung plant, das Gelände im Lauf des 
Jahres 2023 zu vermarkten. Erste Be-
triebe könnten sich entsprechend 
Ende 2023 oder Anfang 2024 ansie-
deln. Es sollen Unternehmen aus den 
Branchen IT, Kommunikation und 
Design angesprochen werden, die 
zukunftsfähige Geschäftsmodelle, 
moderne Technologien und kunden-
freundliche Lösungen verbinden. 
Gleichzeitig soll bestehenden Unter-

nehmen und Handwerksbetrieben 
die Möglichkeit zur Erweiterung ge-
boten werden. Die freiwilligen Feuer-
wehren aus Euren und Zewen wer-
den gemeinsam in einem sanierten 
und umgebauten Gebäude unterge-
bracht. Auch die Hundestaffel der 
Berufsfeuerwehr findet dort ein neu-
es Zuhause. 

Historie der Kaserne

Die General-von-Seidel-Kaserne wur-
de zu Beginn der 1950er-Jahre gebaut 
und war damals das Hauptquartier für 
dievierte Alliierte Taktische Luftflotte 
der Nato. Ab dem Ende der 1950er- 

Jahre waren unterschiedliche Einhei-
ten der Bundeswehr darin unterge-
bracht, etwa Luftwaffe- und Fern-
meldeeinheiten. Hiervon zeugen noch 
schallisolierte Räume und die hohen 
Sicherheitsvorkehrungen, die auf dem 
Kasernengelände herrschten. Die letz-
ten Soldaten zogen 2012 ab. 

Ab Herbst 2015 waren in Gebäuden 
und Zelten auf dem Kasernengelände 
Flüchtlinge untergebracht – das Land 
hatte dort eine Außenstelle der Auf-
nahmeeinrichtung für Asylbegehrende 
eingerichtet. Die Stadt Trier hat das 
Gelände 2019 von der Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben (BIMA) er-
worben.

Mit schwerem Gerät. Stadtwerke-Vorstand Arndt Müller, Eurens Ortsvorsteher Hans-Alwin Schmitz und OB Wolfram 
Leibe (v. l.) beobachten den Abriss des ehemaligen Pumpwerks auf dem Kasernengelände.  Foto: Presseamt/bau

Zufahrt geändert
Wegen des Hochwassers wurde 
die Zufahrtsregelung zum Impfzen-
trum im Messepark in den Mosel-
auen geändert. Die Zufahrt erfolgt 
nun über die Luxemburger Straße 
(stadteinwärts), wo der Verkehr 
auch wieder ausgeleitet wird. 
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Die Stadt soll den Fördervereinen so-
wie freien Trägern der betreuenden 
Grundschulen einen Zuschuss von 
40.000 Euro gewähren, um die seit 
Jahresbeginn wegen der coronabe-
dingten Schulschließungen entste-
henden Einnahmeverluste zu kom-
pensieren. Diese sind dadurch ent-
standen, dass die Familien die Betreu-
ungsangebote nicht nutzen können. 
Diese Empfehlung sprachen der Ju-
gendhilfe- und der Schulträgeraus-
schuss in der vergangenen Woche 
aus. Die endgültige Entscheidung 
trifft der Stadtrat am 10. März. Die 
Zusatzausgaben im städtischen Bud-
get müssen in einem Nachtragshaus-
halt eingeplant werden. 

Bei der ersten Pandemiewelle im 
Frühjahr 2020 konnte das Hilfspro-
gramm „Trier hilft sofort “ mit Unter-
stützung des Landes noch die wirt-
schaftliche Einbußen während der 
Schließung abmildern. Der zweite 
Lockdown belastet die Träger der be-
treuenden Grundschulen nun erneut.  
Eine Hilfe des Landes ist derzeit nach 
Angaben des Sozialdezernats nicht in 
Aussicht gestellt. Daher sei von er-
neuten coronabedingten Minderein-
nahmen auszugehen. Die Schulschlie-
ßungen gelten mindestens bis 14. 
Februar.  pe

Noch nicht schulpflichtige Kinder 
sollten für das Schuljahr 2021/22 in 
der zweiten Februarhälfte in der zu-
ständigen Grund- oder Förderschule 
angemeldet werden. Weitere Infos 
bei Maria Eberhard, Amt für Schulen 
und Sport, Telefonnummer:  0651/ 
718-2402. red

Zuschüsse für
betreuende Schulen

„Kann-Kinder“ 
jetzt anmelden

Nachhaltige Förderung für LA 21
Vorgezogener Beschluss ermöglicht Abschlagszahlung

Der Baudezernatsausschuss hat ei-
nen vorläufigen Beschluss zur Förde-
rung der Lokalen Agenda (LA) 21 ge-
fasst. Damit kann der für das erste 
Quartal vorgesehene Zuschuss aus-
gezahlt werden, obwohl der städti-
sche Haushalt für 2021 noch nicht 
beschlossen und genehmigt ist. Der 
Verein hat somit Planungssicherheit 
für sein Jahresprogramm, das wieder 
auf zahlreiche Bildungs- und Mit-
machangebote zum Thema Nachhal-
tigkeit setzt. 

Von Ralph Kießling

Der Beschluss sieht einen städti-
schen Jahreszuschuss in Höhe von 
66.000 Euro vor. Der endgültige Be-
trag kann aber davon abweichen und 
soll in den anstehenden Haushalts-
beratungen festgelegt werden. Bau-
dezernent Andreas Ludwig betonte, 
dass die Freigabe der Mittel nötig sei, 
um der Lokalen Agenda schnell mit 

einer ersten Abschlagszahlung zu 
helfen. Ansonsten hätte eine Hänge-
partie bis zur Genehmigung des 
Haushalts durch die Kommunalauf-
sicht gedroht, die wohl frühestens im 
Juni erfolgen wird. 2020 hatte die 
Stadt den Verein mit 61.000 Euro ge-
fördert. 

Die jetzt beschlossene Summe be-
deutet also eine Steigerung um acht 
Prozent, wobei es sich um eine frei-
willige Leistung handelt, die von der 
Aufsichtsbehörde besonders streng 
beurteilt wird. Im Haushaltsentwurf 
sind sogar 70.000 Euro veranschlagt 
und die SPD wollte diesen Betrag mit 
einem Änderungsantrag bereits jetzt 
festschreiben. Nach einer langen De-
batte stimmte der Ausschuss mit gro-
ßer Mehrheit bei Enthaltung der SPD 
für die Vorlage der Verwaltung und 
verständigte sich darauf, über die 
endgültige Höhe des Zuschusses in 
Rahmen der Haushaltsberatungen zu 
entscheiden. 

Das Gesamtbudget des Vereins Lo-
kale Agenda 21 liegt in diesem Jahr 
bei 272.000 Euro. Das Jahrespro-
gramm sieht im Wesentlichen die 
Fortführung bewährter Projekte vor, 
darunter das Zukunftsdiplom, die 
Aktion „Trier aktiv im Team“, das 
Agenda-Kino und das Weltbürger-
frühstück. Geschäftsführerin Sophie 
Lungershausen, die als Gast zu der 
digitalen Sitzung zugeschaltet war, 
wünscht sich eine längerfristig fest-
gelegte Förderung seitens der Stadt: 
„Damit hätten wir mehr Planungssi-
cherheit und könnten als Arbeitge-
ber fairer auftreten, denn im Mo-
ment kann ich Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter immer nur mit Einjahres-
verträgen anstellen.“ Mehrere Aus-
schussmitglieder griffen diesen Vor-
schlag auf und regten eine Ziel- und 
Leistungsvereinbarung zwischen der 
Stadt und der Lokalen Agenda an, 
wie sie bei zahlreichen freien Trägern 
der Jugendhilfe üblich ist.

Kooperation. Bei der 20-Jahr-Feier des Agenda-Vereins 2019 überreichten die Vorsitzenden Julia Schneider (2. v. l.) 
und Hans-Jürgen Bucher (r.) mit Geschäftsführerin Sophie Lungershausen (2. v. r.) eine Zeitkapsel mit Zukunftswün-
schen der Trierer an OB Wolfram Leibe. Die Stadt steht auch 2021 mit einem fünfstelligen Zuschuss an der Seite des 
Vereins.  Archivfoto: LA 21

Leih-Laptops im Akkord vorbereitet
Zwischenbilanz zum Digitalpakt im Ausschuss / Unmut über Lieferverzögerung bei iPads

Nur wenige Tage nach der Beantwor-
tung einer Anfrage im Stadtrat stand 
im Schulträgerausschuss erneut der 
Digitalpakt im Mittelpunkt. Der zustän-
dige Amtsleiter Hanno Weigel berich-
tete, dass die beantragten  Fördermit-
tel von 730.000 Euro in voller Höhe 
bewilligt wurden. Im Frühjahr sei ein 
Aufstockungsantrag geplant. 

Bei der Sanierung der Netzwerke 
(LAN und Strom) konnten wegen der 
Schließungen durch Corona mehrere 
Projekte vorgezogen werden: Die Ar-
beiten in der Martin-Grundschule 
sind beendet, sie laufen noch in den 
Grundschulen Ruwer, Olewig und Ehr-
ang.  Die Planungen sehen unter an-
derem vor, in den Herbstferien die 
Arbeiten in Pfalzel, Zewen, Barbara, 
Matthias und Mariahof in Angriff zu 
nehmen. 

Elektriker dringend gesucht

Größtes Nadelöhr bei der Umsetzung  
ist derzeit nach Aussage von Weigel 
die Suche nach geeigneten Elektrofir-
men, weil die Nachfrage sehr groß sei. 
Insgesamt wolle man jetzt 2023 und 
somit ein Jahr früher als geplant alles 
abschließen.  

Ein weiterer Schwerpunkt der Prä-
sentation war die Anbindung der 
Schulen ans Breitbandnetz. Derzeit 
erfüllen nach Angaben von Weigel 19 
der 22 Grundschulen die Vorgaben 
der Kultusministerkonferenz: mindes-

tens ein Megabit Datenvolumen pro 
Schülerin oder Schüler. Außerdem 
profitieren die Schulen in Trier-Nord 
künftig von dem Ausbau des Glasfa-
sernetzes durch die Telekom. Weigel 
betonte, dass auch Schulen mit DSL- 

Anschluss meist auch sehr gut ihren 
Aufgaben gerecht werden könnten. 

Eine große Herausforderung für das 
Amt für Schulen und Sport ist die Aus-
lieferung der Leih-Endgeräte beim So-
fortausstattungsprogramm. Die 510  
Laptops für die weiterführenden 
Schulen sind ausgeliefert, aber auf die 
1292 iPads für die Grundschulen wird 
immer noch gewartet. Weigel: „Wir 
stehen Gewehr bei Fuß und können 
sofort loslegen, wenn die Geräte ein-
treffen.“ Diese Verzögerungen wur-
den von mehreren Ausschussmitglie-
dern, darunter zwei Grundschulrekto-
rinnen, scharf kritisiert. Eine berichte-
te, dass viele Grundschüler die Han-
dys ihrer Eltern nutzen müssten, um 
am Fernunterricht teilnehmen zu 
können. Weigel erläuterte, dass die 
Bereitstellung der Leih-Laptops mit 
einem erheblichen Aufwand verbun-
den war: Alle 510 Geräte mussten 
ausgepackt, inventarisiert und mit 
Software bestückt werden. Um die 
Abstände zwischen den Mitarbeitern 
einzuhalten, wurden zwei Produkti-
onsstraßen eingerichtet. Das Ganze 
war nur zu schaffen, weil es kurzfristig 
Hilfe durch Kollegen gab, unter ande-
rem von der Tufa und vom Theater.  pe

Großauftrag. Für die erste Phase des Verleihs von Endgeräten wurden rund 
510 Laptops vorbereitet.  Foto: Amt für Schulen und Sport

In folgenden Straßen muss in den 
nächsten Tagen mit Kontrollen der 
kommunalen Geschwindigkeits-
überwachung gerechnet werden:

▪ Mittwoch, 10. Februar: 
Irsch, Hunsrückstraße.

▪ Donnerstag, 11. Februar:
Kernscheid, Zum Hellberg.

▪ Freitag, 12. Februar: 
Trier-Nord, Metternichstraße.

▪ Samstag, 13. Februar: 
Heiligkreuz, Im Hopfengarten.

▪ Sonntag, 14. Februar: 
Trier-Nord, Ascoli-Piceno-

  Straße.
▪ Montag, 15. Februar: 
   Heiligkreuz, Unterm Wolfsberg.
▪ Dienstag, 16. Februar: 
   Zewen, Wasserbilliger Straße.
Das städtische Ordnungsamt weist 
darauf hin, dass darüber hinaus 
auch an anderen Stellen Kontrol-
len möglich sind.  red

BLITZER AKTUELL

Die seit 17 Monaten krankheitsbe-
dingt vakante Stelle des Stadtjugend-
pflegers wird nach Angaben von Bür-
germeisterin Elvira Garbes ausge-
schrieben. Dabei geht es um eine be-
fristete Besetzung der Stelle.  red

Jugendpflege: Stelle
wird ausgeschrieben

Schiedsmann
umgezogen

Der für den Bezirk 2 (Ruwer, Eitels-
bach, Nells Ländchen, Kürenz, Tar-
forst, Filsch, Irsch, Kernscheid, Olewig) 
zuständige Schiedsmann Bernd Mi-
chels ist umgezogen. Die Rufnummer 
bleibt unverändert. Termine können 
telefonisch vereinbart werden.  red

Nächtlicher Engpass 
in der Saarstraße

Geänderte Impf-
Priorität gefordert

Wegen der Verlegung eines Kabels, 
ist die Saarstraße in Trier-Süd auf der 
Höhe von Haus Nr. 4 in der Nacht 
vom 9. auf 10. Februar, 22 bis 4 Uhr 
gesperrt. Die Umleitung ist ausge-
schildert.  red

Der Trierer Behindertenbeirat be-
grüßt, dass das Land bei der Coro-
na-Impfung schon Lösungen für gra-
vierende Einzelfälle ermöglicht. 
Menschen mit Behinderung können 
beim Sozialministerium in Einzelfäl-
len einen Antrag stellen. Dies dürfe 
aber, so Behindertenbeauftragter 
Gerd Dahm, nicht davon ablenken, 
dass vor allem Menschen mit Assis-
tenz einen vordringlichen Bedarf für 
sich und ihre Assistenzkräfte haben. 

Auch in Trier lebten Menschen zu 
Hause, die von Assistenten oder der 
Familie gepflegt und begleitet wer-
den. Diese Gruppe werde nicht be-
rücksichtigt, obwohl das Einhalten 
der Abstandsregeln in der Pflege 
nicht möglich sei. Dahm: „Wir brau-
chen zeitnah Lösungen, die ein auf-
wendiges Verfahren vermeiden. Ge-
rade das Kriterium Assistenzbedarf 
müsste schon für eine Priorisierung 
ausreichen. Wenn der behinderte 
Mensch seine Notlage erst noch vor 
einer Kommission begründen muss, 
damit ihm geholfen wird, drängt ihn 
das in die Rolle eines Bittstellers. Das 
entspricht nicht dem Geist einer 
gleichberechtigten, inklusiven Gesell-
schaft. Die Situation ist emotional 
sehr belastend.“ Ein Verfahren mit 
vielleicht unsicherem Ausgang trage 
auch nicht zu einer Erleichterung bei. 
Der Beirat begrüßt die Erklärung der 
Behindertenbeauftragten der Bun-
desländer mit der gleichen Forde-
rung. Bürgermeisterin Elvira Garbes 
unterstützt ebenfalls dieses Anliegen: 
„Für Menschen mit Behinderung 
muss es pragmatische Lösungen ge-
ben, die sich nicht am Alter, sondern 
am tatsächlichen Bedarf orientieren.“ 
Dahm ergänzt: „Das Thema ist drin-
gend. Es wäre sehr hilfreich, wenn wir 
als Behindertenvertretungen zukünf-
tig über neue Entscheidungen des 
Landes frühzeitig und offensiv infor-
miert würden.“  red



  4 | AKTUELLES Dienstag, 9. Februar 2021

Vor 50 Jahren (1971)
12. Februar: Neuer Bauabschnitt 
des Marienkrankenhauses in 
Ehrang ist fertiggestellt.

Vor 40 Jahren (1981)
10. Februar: Die Stadtverwaltung 
entwickelt ein neues Konzept für 
das Monaise-Gebiet.

Vor 35 Jahren (1986)
13. Februar: Die Trierer
Handwerkskammer eröffnet ein 
neues EDV-Schulungszentrum.

Vor 20 Jahren (2001)
15. Februar: Ab 2003 hält  kein 
InterRegio-Zug mehr in Trier. DB-
Chef Hartmut Mehdorn verhängt 
das Aus für die schnelle überre-
gionale Bahnverbindung.

Vor 15 Jahren (2006)
10. Februar: Eine neue „Gesell-
schaft für regionale Abfallwirt-
schaft“ soll die Trockenstabilatan-
lage Mertesdorf übernehmen, so-
bald die Gläubigerversammlung 
des insolventen Investors Herhof 
grünes Licht gegeben hat.

Vor 10 Jahren (2011)
10. Februar: Durch den 
Austritt von Peter Spang aus der 
SPD und den Ausschluss von 
Johannes Verbeek aus der 
Linken-Fraktion ändern sich die 
Besetzung des Trierer Stadtrats 
und die Sitzverteilung in den 
Ausschüssen. Linke und SPD 
verlieren Sitze, CDU und Freie 
Wähler gewinnen welche 
hinzu. 
 aus: Stadttrierische Chronik

TRIER TAGEBUCH

Die Übergabe der einzigartigen 
Sammlung des Eurener Heimatfor-
schers Adolf Welter an das Stadtar-
chiv ist jetzt offiziell abgeschlossen.  
Nachdem im Oktober 2020 der Stif-
tungsvertrag abgeschlossen worden 
war und der 86-jährige Welter mit 
seiner Frau Maria Anfang November 
zur Übergabe des Konvoluts mit 15 
Kartons, 7,5 Regalmeter, tausenden 
von Bildern und Dokumenten im 
Stadtarchiv zu Gast war, stimmte nun 
der Stadtrat der erforderlichen An-
nahme einer Schenkung im Wert von 

mehr als 50.000 Euro zu. Dabei wür-
digten Rainer Lehnart (SPD) und 
Hans-Alwin Schmitz (UBT) den uner-
müdlichen Einsatz von Welter, der 
seine Sammlungs- und Forschungstä-
tigkeit vor allem auf die Weltkriege 
konzentriert hat. Dabei hoben sie 
unter anderem hervor, dass Welter 
seine Sammlung mit sehr viel Herz-
blut zusammengetragen habe. Zu-
dem habe er bei Nachfragen einzigar-
tige historische Informationen zur 
Verfügung gestellt, die für tagesaktu-
elle Entscheidungen, zum Beispiel bei 

Konversionsprojekten, immer wieder 
benötigt worden seien. Die Samm-
lung habe einen unschätzbaren Wert 
und sei in Euro eigentlich nicht zu be-
ziffern. Die Stiftung wird als „Samm-
lung Welter“ als Ganzes im Stadtar-
chiv aufbewahrt, das zur Wissen-
schaftlichen Bibliothek der Stadt Trier 
gehört. Sie wird unter Auflagen der 
Öffentlichkeit zugänglich sein. „Das 
ist mir wichtig, denn da sind auch vie-
le ganz seltene und wertvolle Doku-
mente dabei, Unikate, die sollen nicht 
wegkommen“, erklärte Welter bei der 
Übergabe. Er sei sehr froh, „dass mei-
ne Sammlung in ein gutes und profes-
sionelles Haus kommt und so der 
Nachwelt erhalten bleibt.“

Sammeln kein Selbstzweck

Die Stiftung von Welter wird nach 
Einschätzung von OB Leibe „ein High-
light unseres Archivs und deckt einen 
Zeitraum ab, an dem immer mehr 
Menschen Interesse zeigen“. Es be-
eindrucke ihn, dass Welters Sammel-
leidenschaft niemals Selbstzweck 
gewesen sei: „Es ging immer auch 
darum, Geschichte und Schicksale 
aufzuarbeiten, da wird nichts be-
schönigt oder das Bild einer heilen 
Welt gezeichnet.“ Welter habe sich 
bei seiner Beschäftigung mit dem 
Zweiten Weltkrieg stets bemüht, das 
ganze Bild zu zeichnen. „Dabei sind 
Sie auch zum Botschafter geworden“, 
sagte Leibe. Welter habe schon vor 
Jahrzehnten Kontakt zu ehemaligen 
Kriegsgegnern gepflegt, um deren 
Geschichte aufzuschreiben.   red

Einzigartige Schätze
Stadtrat stimmt Annahme der heimatgeschichtlichen Sammlung Welter zu

Langjährige Zusammenarbeit. Adolf Welter und seine Ehefrau Maria bei der 
Übergabe der Sammlung an das Stadtarchiv an der Weberbach mit seinem 
Leiter Bernhard Simon (r.).  Archivfoto: Presseamt/em

Kulturdenkmal in Trier-West
wird zurückgebaut

Ausbesserungswerk: Stadt erteilt Genehmigung
Die Stadt Trier als zuständige Untere 
Denkmalschutzbehörde hat dem Be-
sitzer des ehemaligen Bahnausbes-
serungswerkes in Trier-West die 
denkmalschutzrechtliche Genehmi-
gung zum Rückbau des Gebäudes 
erteilt. Ein Gutachten hatte ergeben, 
dass sich die alte Lokrichthalle in ei-
nem desolaten Zustand befindet und 
nicht komplett erhalten werden 
kann. Der Investor hatte daraufhin 
im Dezember 2020 einen Antrag auf 
denkmalschutzrechtliche Genehmi-
gung zum Rückbau gestellt. Nach 
Rücksprache mit der Landesdenk-
malpflege ist diesem Antrag jetzt 
stattgeben worden. Um Gefahren zu 
vermeiden, müssen die Rückbauar-
beiten umgehend erfolgen und kön-
nen jetzt beginnen. Beim ehemali-
gen Eisenbahnausbesserungswerk 
Trier handelt es sich um ein geschütz-
tes Kulturdenkmal. Damit darf es 
nach dem Denkmalschutzgesetz nur 
mit einer Genehmigung zurückge-
baut werden. 

Irreparabler Zustand

„Es ist bedauerlich, dass dieses mar-
kante Denkmal der Industriegeschich-
te Triers nicht in Gänze erhalten wer-
den kann“, sagte Baudezernent 
Andreas Ludwig, „sehr viele Trierer 
haben hier bis in die 80er Jahre gear-
beitet und Lokomotiven und Wag-
gons aus dem ganzen Land in Schuss 
gehalten, das Werk hat damals das 
Leben in Trier-West geprägt.“ Aller-

dings habe die fachtechnische Unter-
suchung ergeben, dass Teile des Da-
ches und der Mauern stark einsturz-
gefährdet seien. Aus denkmalpflege-
rischer Sicht sei die Halle damit in 
großen Teilen in einem irreparablen 
Zustand. „Das Gutachten führt aus, 
dass die großen Schäden an der Halle 
auf konstruktive Mängel, die Verwen-
dung minderwertigen Materials, 
schwere Bombentreffer im Zweiten 
Weltkrieg, anschließende fehlerhafte 
Reparaturen, aber vor allem auf man-
gelnden Bauunterhalt und Witte-
rungseinflüsse zurückzuführen sind“, 
erklärte der Baudezernent. Ludwig 
betonte, dass der Investor zugesagt 
habe, so viel wie möglich der origina-
len Bausubstanz zu erhalten. „Dem 
Antrag zufolge ist geplant, die beiden 
Giebelwände zu erhalten. Die östliche 
Traufwand wird entsprechend dem 
Schädigungsgrad zurückgebaut.“ 
Auch Teile der ehemaligen Kranbahn 
sollen in einen Neubau integriert wer-
den. Zu den denkmalschutzrechtli-
chen Auflagen der Genehmigung ge-
hört, dass der Investor den Luft-
schutzkeller unter der Halle und eine 
Splitterschutzzelle auf dem Gelände 
erhalten muss. Bodeneingriffe in Kel-
leranlagen und Fundamente bedür-
fen einer gesonderten denkmal-
schutzrechtlichen Genehmigung. Soll-
ten bei dem Abbrucharbeiten weitere 
historische Bauteile oder Funde ent-
deckt werden, ist das der Unteren 
Denkmalschutzbehörde umgehend 
mitzuteilen.  em

Trierer Fanprojekt 
ist gesichert

Jugendhilfeausschuss stimmt neuem Träger zu 

Der Internationale Bund IB Südwest 
gGmbH übernimmt die Trägerschaft 
des Fanprojektes des früheren Ju-
gendzentrums Exhaus. Diese Ent-
scheidung traf der Jugendhilfeaus-
schuss am Mittwoch. Damit wird ein 
mehrstufiges Prüfverfahren abgesi-
chert und das beliebte Jugendpro-
jekt hat wieder eine Perspektive.

Von Petra Lohse

Der neue Träger, der bereits Fanpro-
jekte in Darmstadt, Kassel und Offen-
bach betreibt, setzte sich in dem Aus-
schreibungsverfahren gegen zwei 
Anbieter aus Trier durch. In der kur-
zen Debatte im Jugendhilfeausschuss 
wurde neben der Freude über die ra-
sche Fortführung des Projekts Bedau-
ern laut, dass kein regionaler Träger 
zum Tragen kam.

DFB und Land als Partner

Der Stadtrat hatte mit einem Be-
schluss vom 8. Dezember die Voraus-
setzungen dafür geschaffen, dass das 
Fanprojekt fortgesetzt und zunächst 
bis 30. Juni mit einem städtischen Zu-
schuss von 45.000 Euro finanziert 
wird. Diese Gelder konnten bereitge-
stellt werden, weil zunächst einge-
plante Mittel für andere Projekte des 
mittlerweile insolventen Exhauses 
nicht mehr gebraucht werden. Der 
weitere Zeitplan sieht vor, dass die 
bisherigen Projektpartner Deutscher 
Fußballbund (DFB) und Landesinnen-
ministerium sich ab 1. Juli wieder be-
teiligen. Dann muss die Stadt nur 
noch 10.000 Euro pro Halbjahr bei-
steuern. Die Förderung durch den 
DFB wird zunächst halbjährlich bewil-
ligt. Eine Fortführung ab 1. Juli 2022 

ist abhängig von der Neuausrichtung 
der Förderstruktur beim DFB. Nach 
dem positiven Votum des Jugendhil-
feausschusses mit zwölf Ja-Stimmen 
bei fünf Enthaltungen wurde der neue 
Träger umgehend informiert und 
kann jetzt die Personalanwerbung 
starten. Die städtischen Gelder kön-
nen bei Bedarf ab 15. Februar zur Ver-
fügung gestellt werden.

Vermittlung zwischen Fangruppen

Das Fanprojekt musste wegen der In-
solvenz seines Trägers Exhaus im letz-
ten September seine Arbeit einstel-
len. Damit konnte die Arbeit nur in 
geringem Umfang ehrenamtlich wei-
tergeführt werden. Die überörtlichen 
Projektpartner DFB und Innenminis-
terium hatten als Grundbedingung 
eine weitere Förderung der Fan-Ar-
beit von einem geordneten Verfahren 
und der Auswahl eines Trägers, der 
nicht aus dem Einflussbereich des 
ehemaligen Betreibers hervorgehen 
darf, abhängig gemacht. Diese Aufla-
gen hat die Stadtverwaltung erfüllt. 

Vorher wurde in vielen Gesprächen 
mit engagierten Personen in der 
Fanarbeit, insbesondere aber auch 
mit der Polizei, die Bedeutung des 
Projekts für die Fanszene und die dort 
aktiven jungen Menschen deutlich. 
Die Vermittlung zwischen Gruppen 
und Institutionen bei szenetypischen 
Konflikten gehört ebenso zum Aufga-
bengebiet wie die Gestaltung von 
(fußballbezogenen) Freizeitaktivitä-
ten und die persönliche Unterstüt-
zung der Fans in herausfordernden 
Lebenssituationen. Um die etablier-
ten Strukturen in der Fanarbeit nicht 
zu gefährden, sprachen sich alle Betei-
ligten für eine Fortsetzung aus.

Fans für das Fanprojekt. Ein Banner am Zaun des Bolzplatzes neben dem 
Hochbunker am Augustinerhof wirbt für die Fortsetzung des Fanprojekts.   
 Foto: Presseamt/pe
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Besser hören und weniger 
Stress durch Lärm

Raumakustik in drei Schulen verbessert
Das Amt für Schulen und Sport hat 
am FWG und am FSG und an der 
Grundschule Euren in mehreren 
Räumen die Akustik verbessert. 
Wenn eine hörgeschädigte Schüle-
rin oder ein hörgeschädigter Schüler 
eine Regelschule besucht, ist die 
Akustik meist nicht ausreichend und 
es muss nachgerüstet werden. Die 
Betroffenen sind auf ein möglichst 
klares Sprachsignal angewiesen. Ei-
ne möglichst kurze Nachhallzeit in 
Klassenräumen ist das Ziel, denn 
nur dann kann eine hohe Sprachver-
ständlichkeit erreicht werden. 

Da sowohl am Friedrich-Wilhelm- als 
auch am Friedrich-Spee-Gymnasium 
ein hörgeschädigtes Kind angemeldet 
war, gab es Handlungsbedarf. Um den 
Unterricht nicht zu stören, wurde in 
den Ferien unter Hochdruck gearbei-
tet. Über die Details entscheidet die 
Gebäudewirtschaft und zieht externe 
Experten hinzu. Am FSG hatten Mes-
sungen ergeben, dass die Akustikde-
cke in dem Klassenraum nicht mehr 
aktuellen Anforderungen entspricht. 
Die einzelnen Akustikplatten wurden 
durch neuere ersetzt. Um eine Nach-
hallzeit nach den Inklusionsvorgaben 
zu erreichen, wurden zudem Wand-
akustikelemente angebracht.

Am FWG wurde ein Kind mit einer 
weitreichenden Hörschädigung auf-
genommen. Neben der Klasse wur-
den ein Kunst- und ein Naturwissen-
schaftsraum nachgebessert, neue 
Akustikdecken und Wandabsorber 
angebracht. Um störende Geräusche 
aus dem Flur zu minimieren, erhielt 

der Klassenraum eine Schallschutztür. 
Die Gesamtkosten am FWG und FSG  
betrugen 38.000 Euro. Schulamtslei-
ter Hanno Weigel: „Das ist eine 
Win-Win-Situation für alle. Zwar wer-
den diese Maßnahmen in erster Linie 
für hörgeschädigte Schülerinnen und 
Schüler umgesetzt, aber letztendlich 
profitieren alle davon.“

Belastungsfaktor Lärm

Auch in der Grundschule Euren wur-
den zwei hörgeschädigte Kinder ein-
geschult. Dort wurden ebenfalls in 
zwei Klassen neue Akustikdecken und 
Schallschutztüren eingebaut sowie 
zusätzlich Wandakustikelemente an-
gebracht. Hier liegen die Investitions-
kosten bei rund 16.000 Euro.

Lärm ist ein Belastungsfaktor und 
fördert Stress und Aggression. Zuhö-
ren unter ungünstigen Bedingungen 
führt dazu, dass man schneller müde 
ist und sich somit weniger mit Inhalten 
auseinandersetzen kann. Das gilt für 
hörgeschädigte Schülerinnen und 
Schüler, für Kinder mit Aufmerksam-
keitsstörungen, Sprach- oder Lernbe-
hinderungen und Teilleistungsstörun-
gen sowie mit nichtdeutscher Mutter-
sprache, aber auch für die Lehrer.  Zur  
Planung weiterer Verbesserungen ist 
es nach Aussage von Weigel wichtig, 
dass Schulen sich früh melden, wenn 
ein hörgeschädigtes Kind eingeschult 
wird: „Denn nur mit einer Vorlaufzeit 
können wir solche Maßnahmen in den 
Ferien umsetzen. Damit leisten wir ei-
nen Beitrag zur Verbesserung der Bar-
rierefreiheit von Schulgebäuden.“  red

Die Trierer Feuerwehr berichtet am 
11. Februar einen Tag lang auf dem 
Mikrobloggingdienst Twitter über ih-
ren Arbeitsalltag. Anlässlich des Tags 
des Europäischen Notrufs beteiligt 
sich die Trierer Berufsfeuerwehr am 
so genannten „Twittergewitter“, an 
dem rund 50 Berufsfeuerwehren aus 
ganz Deutschland einen Einblick in 
ihre Arbeit gewähren. Fast in Echtzeit 
gewährt das Amt für Brand-, Zivil-
schutz und Rettungsdienst der Stadt 
Trier einen Blick hinter die Kulissen. 

„Damit wollen wir zum einen das 
breite Spektrum unserer alltäglichen 
Arbeit zeigen, aber auch die europa-
weit gültige Telefonnummer 112 für 
Feuerwehr und Rettungsdienste 
noch bekannter machen“, erklärt 
Feuerwehrchef Andreas Kirchartz 
den Sinn des Twittergewitters. 

Die Trierer Feuerwehr beteiligt sich 
unter den beiden Hashtags #Trier112 
und #112live an der bundesweiten 
Aktion, die bereits zum dritten Mal 
stattfindet. Trier ist zum ersten Mal 

offiziell dabei. Zu finden sind die 
„Tweets“ genannten, maximal 240 
Zeichen langen Nachrichten auf dem 
Twitter-Kanal der Stadt Trier unter 
www.twitter.com/stadt_trier und 
können dort von Internetnutzern oh-
ne eigenen Account eingesehen wer-
den. Die Social Media-Aktion wird 
durch die Pressesprecher der Berufs-
feuerwehren organisiert. In Trier un-
terstützt das Amt für Presse und 
Kommunikation die Trierer Feuer-
wehr.   em

Antreten. Jede Schicht von Feuerwehr und Rettungsdienst beginnt jeden Morgen in den zwei Feuerwachen mit dem so 
genannten Antreten – hier vor der Pandemie. Dabei wird der kommende Einsatztag besprochen.   Archivfoto PA/em

Twittergewitter auch in Trier
Berufsfeuerwehr beteiligt sich an Social Media-Aktion
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Amtliche Bekanntmachungen

Ausschreibung

Die Trierer Volks-
hochschule weist 
auf weitere On-
line-Angebote im 

Monat Februar hin:  
■ „Was ist Wissenschaft?“, Vortrag 
mit Professor Klaus Mainzer, Diens-
tag, 9. Februar, 19.30 bis 21 Uhr.
■ „Meister/innen: Niki de Saint 
Phalle I“, Vortrag mit Michael Frie-
drich und Katja Anna Helena Domdei, 
Mittwoch, 10. Februar, 20 bis 22.15 
Uhr, Anmeldeschluss: 9. Februar. 
■  „Syria, Libya and beyond – Mili-
tärische Interventionen und Völker-
recht“, Vortrag mit Dr. Paulina 
Starski, 11. Februar, 19.30 Uhr.
■ Meister/innen: Niki de Saint 
Phalle II“, Vortrag mit Michael Fried-
rich und Katja Anna Helena Domdei 
(Fortsetzung vom 10. Februar), Mitt-
woch, 17. Februar, 20 Uhr, Anmelde-
schluss: 16. Februar.
■  „Young Rebels – 25 Jugendliche, 
die die Welt verändern“. Lesung für 
Kinder ab zehn Jahren mit Benjamin 
und Christine Knödler, 19. Februar, 
17 Uhr, Anmeldeschluss: 18. Februar. 
■ Computerschreiben in vier Stun-
den, Freitag, 19./26. Februar, 16 Uhr.
■  „Ikonographie: Rosenführung im 
Museum am Dom“, mit Michael 
Friedrich, Sonntag, 21. Februar, 14 bis 
17 Uhr, Anmeldeschluss: 19. Februar. 
■ „Rassismus in den USA“, mit Pro-
fessor Michael Hochgeschwender, 
Montag, 22. Februar, 19.30 Uhr.
■ „Geschlossene Bühnen, leere 
Theater: Was bleibt von der Kultur 
nach Corona?“, mit Alexander Gor-
kow und Laura Hertreiter (Süddeut-
sche Zeitung), Dienstag, 23. Februar, 
19.30 Uhr.
■  „Franz Weißebach und der Kre-
matoriumswein“, Vortrag mit Jens 
Baumeister, Donnerstag, 25. Februar, 
19 Uhr, Anmeldeschluss: 24. Februar. 
■ Test: Maschinenschreiben  am 
PC, Freitag, 26. Februar, 18 Uhr. 

Nach der Anmeldung (www.vhs-
trier.de) erhalten die Kunden jeweils 
einen Link oder einen Zugang zur 
VHS-Cloud. red

Vom 1. bis 5. Februar wurden beim Trierer 
Standesamt 51 Geburten, davon 18 aus 
Trier, sechs Eheschließungen und 38 Ster-
befälle, davon 23 aus Trier, beurkundet.  

J U B I L Ä E N / 
S TA N D E S A M T

Bekanntmachung des Kreiswahlleiters für den Wahlkreis 203 – Trier
für die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag am 26. September 2021

Wahl zum 20. Deutschen Bundestag am Sonntag, 26. September 2021
Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen

Am 26. September 2021 findet die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag statt. 
Parteien und nach Maßgabe des § 20 Bundeswahlgesetz (BWG) auch Wahlberechtigte (andere Kreis-
wahlvorschläge), die einen Kreiswahlvorschlag einreichen wollen, werden gemäß § 32 Abs. 1 der 
Bundeswahlordnung (BWO) hiermit aufgefordert, dem Kreiswahlleiter des Wahlkreises 203 – Trier               
in 54290 Trier, Willy-Brandt-Platz 1
möglichst frühzeitig, 

spätestens am Montag, dem 19. Juli 2021, bis 18 Uhr,
die Kreiswahlvorschläge schriftlich einzureichen (§ 19 BWG). Die Kreiswahlvorschläge einschließ-
lich der vorgeschriebenen Anlagen sollen möglichst frühzeitig eingereicht werden. Stellt der 
Kreiswahlleiter Mängel fest, so benachrichtigt er sofort die Vertrauensperson und fordert sie auf, 
behebbare Mängel noch vor Ablauf der Einreichungsfrist zu beseitigen (§ 25 Abs. 1 BWG). Nach 
Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben 
werden (§ 25 Abs. 2 BWG).
Rechtsgrundlagen für die Beteiligung an der Bundestagswahl mit Wahlvorschlägen und  für das 
Wahlvorschlagsverfahren sind insbesondere die §§ 18 bis 29 BWG und die §§ 32 bis 44 BWO.
Im Einzelnen ist bei der Einreichung von Kreiswahlvorschlägen Folgendes zu beachten: 
1. Wahlvorschlagsrecht
Nach § 18 Abs. 1 BWG können Kreiswahlvorschläge von Parteien und nach Maßgabe des § 20 Abs. 
3 BWG von Wahlberechtigten („andere Kreiswahlvorschläge“) eingereicht werden. 
Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund 
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, kön-
nen gemäß § 18 Abs. 2 BWG als solche einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 

spätestens am Montag, dem 21. Juni 2021, 18 Uhr
dem 

Bundeswahlleiter 
Gustav-Stresemann-Ring 11 

65189 Wiesbaden
ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Partei-
eigenschaft festgestellt hat. Die Anzeige muss den Namen der Partei enthalten. Die schriftliche 
Satzung und das schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis 
über die satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der Anzeige beizufügen. Zu-dem sollen 
der Anzeige Nachweise über die Parteieneigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetzes 
beigefügt werden. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, dar-
unter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten Parteiorga-
nisation an die Stelle des Bundesvorstandes.
Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen (§ 18 Abs. 5 BWG). 
Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten (§ 20 Abs. 1 Satz 1 BWG). 
In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Ver-trauens-
person bezeichnet werden (§ 22 Abs. 1 Satz 1 BWG), die berechtigt sind, verbind-liche Erklärungen 
zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen (§ 22 Abs. 2 BWG). Der Wahlvorschlag soll 
dazu Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson 
enthalten (§ 34 Abs. 1 Satz 3 BWO).
Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, als Vertrau-ensperson, 
und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrau-ensperson (§ 22 Abs. 1 
Satz 2 BWG).
2. Anforderungen an die Bewerber 
Als Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag nur vorgeschlagen werden, wer
 - nach § 15 BWG wählbar ist,
 - nicht Mitglied einer anderen Partei ist und in einer Mitgliederversammlung oder in 
    einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung nach § 21 Abs. 1 und 3 
    BWG in geheimer Abstimmung hierzu gewählt worden ist, 
 - seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich 
   (§ 20 Abs. 1 Satz 3 BWG).
Jeder Bewerber kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt 
werden (§ 20 Abs. 1 Satz 2 BWG).
3. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge
Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden (§ 34 Abs. 
1 Satz 1 BWO). 
Er muss nach § 34 BWO 
 -  Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und 
    Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers,
 -  den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
    auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kennwort
enthalten.
Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des 
Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei in einem Land keinen Landesverband oder keine 
einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, gemäß dem vorstehenden 
Satz unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, wenn er inner-
halb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche Vollmacht der 
anderen beteiligten Vorstände vorliegt (§ 34 Abs. 2 BWO). 
Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeichner des Wahlvorschlags ihre 
Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst (Anlage 13 zu § 34 Abs. 1 BWO) zu leisten (§ 34 
Abs. 3 BWO).
4. Unterstützungsunterschriften für Kreiswahlvorschläge
Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren 
letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindes-tens fünf Abge-
ordneten vertreten waren, sowie andere Kreiswahlvorschläge (Kreiswahl-vorschläge von Wahlbe-
rechtigten) müssen von mindestens 

200 Wahlberechtigten des Wahlkreises
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der 
Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung der Kreiswahlvorschläge nachzuweisen (§ 20 
Abs. 2 Satz 2 BWG). 
Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine Mitglieder- 
oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.
Muss ein Kreiswahlvorschlag gemäß § 20 Abs. 2 Satz 2 BWG von mindestens 200 Wahl-berechtigten 
unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften, sofern sie nicht auf dem Wahlvorschlag selbst zu 
leisten sind, auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 zur BWO zu erbringen; die Formblätter 
werden von dem Kreiswahlleiter auf Anforderung kostenfrei geliefert; sie können auch als Druck-
vorlage oder elektronisch bereitgestellt werden (§ 34 Abs. 4 Nr. 1 BWO). Bei der Anforderung sind 
Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des vorzuschlagenden Bewerbers anzu-
geben. Wird bei der Anforderung nachgewiesen, dass für den Bewerber im Melderegister eine 
Auskunftssperre gemäß des § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird eine Er-
reichbarkeitsanschrift – eine Postfachangabe genügt nicht – verwendet. Als Bezeichnung des Trägers 
des Wahlvorschlags sind außerdem bei Parteien deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Parteien 
haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer besonderen oder allge-
meinen Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu bestätigen (§ 34 Abs. 4 Nr. 1 BWO).
Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Familienname, 
Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der 
Unterzeichnung anzugeben (§ 34 Abs. 4 Nr. 2 BWO). Auf die besonderen Nachweise für wahlbe-
rechtigte Personen nach § 12 Abs. 2 Satz 1 BWG wird verwiesen. 
Für jeden Unterzeichner ist gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BWO auf dem Formblatt oder gesondert eine 
Bescheinigung der Gemeindebehörde, bei der der Unterzeichner im Wählerverzeichnis eingetragen 

ist, beizufügen, dass er im Zeitpunkt der Unterzeichnung in dem betreffenden Wahlkreis wahlbe-
rechtigt ist. Gesonderte Wahlrechtsbescheinigungen sind vom Träger des Wahlvorschlages bei Ein-
reichung des Kreiswahlvorschlages mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Wer für 
einen anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass der Betref-
fende den Kreiswahlvorschlag unterstützt. 
Die Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner müssen bei der Einreichung der Kreiswahl-
vorschläge vorliegen; sie können nach Ende der Einreichungsfrist grundsätzlich nicht nachgereicht 
werden (§ 25 Abs. 2, Satz 2 Nr. 2 BWG). Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag 
unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift 
auf allen weiteren Kreiswahlvorschlägen ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 4 BWO).
Den Wahlvorschlagsträgern wird empfohlen, über die gesetzlich geforderte Mindestzahl hinaus 
vorsorglich weitere Unterschriften für den Fall vorzulegen, dass nicht alle Unter-schriften als gültig 
anerkannt werden können.
5. Anlagen zum Kreiswahlvorschlag
Dem Kreiswahlvorschlag sind gemäß § 34 Abs. 5 BWO beizufügen
 - die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15 zur
   BWO, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine
     Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat,
 - eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der Anlage 
   16 zur BWO, dass der vorgeschlagene Bewerber wählbar ist,
 - bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über die 
   Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber 
   aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine Aus-
   fertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit den nach § 21 Abs.
   6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; die Niederschrift soll 
   nach dem Muster der Anlage 17 zur BWO gefertigt, die Versicherung an Eides statt 
   nach dem Muster der Anlage 18 zur BWO abgegeben werden.
 - eine Versicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers gegenüber dem Kreis-
    wahlleiter nach dem Muster der Anlage 15, dass er nicht Mitglied einer anderen als
    der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist.
Bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren 
letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abge-
ordneten vertreten waren, und Kreiswahlvorschlägen von Wahlberechtigten (andere Kreiswahlvor-
schläge) ist außerdem beizufügen
 - die erforderliche Mindestzahl an Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen 
   des Wahlrechts der Unterzeichner.
6. Vordrucke zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen
Die zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke können bei dem Kreiswahl-
leiter angefordert werden.
7. Gesetzliche Grundlagen
Gesetzliche Grundlagen für die Durchführung der Wahl zum 20. Deutschen Bundestag sind derzeit:
 - Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 (BG
   Bl. I S. 1288,1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14.11.2020
   (BGBl. I S. 2395) 
 - Bundeswahlordnung (BWO) vom 28. August 1985 (BGBl I S. 1769, 1986 S. 258) in der
   Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl I S. 1376), zuletzt geändert
   durch Artikel 10 der Verordnung vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1328)
Änderungen der rechtlichen Grundlagen zu der vorstehenden Bekanntmachung werden nach ihrem 
Inkrafttreten unverzüglich bekannt gemacht.
8. Dienststelle des Kreiswahlleiters, des Landeswahlleiters und des Bundeswahlleiters
Die Anschrift der Dienststelle des Kreiswahlleiters lautet:
Kreiswahlleiter                                         Telefon-Nr.: 0651/715-236
des Wahlkreises                           Telefax-Nr.: 0651/715-200
203 – Trier                                       wahlen@trier-saarburg.de
Willy-Brandt-Platz 1   Internet: www.trier-saarburg.de
54290 Trier
Die Anschrift der Dienststelle des Landeswahlleiters lautet:
Landeswahlleiter Rheinland-Pfalz  Telefon-Nr.: (0 26 03) 71-23 80 o. 71-45 60
Mainzer Straße 14 – 16  Telefax-Nr.: (0 26 03) 71-41 30
56130 Bad Ems   E-Mail: wahlen@statistik.rlp.de
    Internet: www.statistik.rlp.de
Die Anschrift des Bundeswahlleiters lautet:
Bundeswahlleiter   Telefon-Nr.: 0611/75-1
Statistisches Bundesamt  Telefax-Nr.: 0611/72-4000
Gustav-Stresemann-Ring 11  E-Mail: post@bundeswahlleiter.de
65189 Wiesbaden   Internetadresse: www.bundeswahlleiter.de
54290 Trier, den 27.01.2021 Der Kreiswahlleiter des Wahlkreises 203 – Trier
 Günther Schartz, Landrat

Zentrale Fortschreibung (Änderungsdienst) zum 
Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Trier für das Jahr 2021

Bürgerbeteiligung gemäß § 97 Absatz 1 GemO
Durch das zum 01. Juli 2016 in Kraft getretene Landesgesetz zur Verbesserung direktdemokratischer 
Beteiligungsmöglichkeiten auf kommunaler Ebene wurden die Beteiligungsmöglichkeiten von Bür-
gerinnen und Bürgern bzw. Einwohnerinnen und Einwohnern bürgerfreundlicher ausgestaltet. Nach 
§ 97 Absatz 1 der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) ist der Entwurf von Haushaltssatzun-
gen mit dem Haushaltsplan und seinen Anlagen, nach der Zuleitung an den Stadtrat, den Einwoh-
nerinnen und Einwohnern zur Einsichtnahme zur Verfügung zu stellen und ihnen die Möglichkeit 
einzuräumen, dem Stadtrat Vorschläge zum Entwurf einzureichen. Diese Regelung gilt ebenfalls für 
die nun vorliegende Zentrale Fortschreibung (Änderungsdienst) zum Entwurf der Haushaltssatzung 
der Stadt Trier für das Jahr 2021.
Die Zentrale Fortschreibung zum Entwurf des Haushaltes der Stadt Trier für das Jahr 2021 liegt ab 
dem 16. Februar 2021 bis zum 01. März 2021 während der Dienstzeiten montags bis donnerstags 
von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr im 
Verwaltungsgebäude I, Rathaus, 2. Obergeschoss, Zimmer 209 aus. Zur Wahrung der Corona-Schutz-
auflagen ist eine vorherige telefonische Terminabsprache unter der Rufnummer 0651/718-1209 
erforderlich. Darüber hinaus ist die Zentrale Fortschreibung auch über die Internetseite www.trier.
de/bekanntmachungen einsehbar.
Es ist vorgesehen, dass der Stadtrat in seiner Sitzung am 22. März 2021 über den Entwurf des 
Haushaltes der Stadt Trier für das Jahr 2021 einen Beschluss fasst.
Vorschläge zur Zentralen Fortschreibung zum Entwurf des Haushaltes der Stadt Trier für das Jahr 
2021 können zu den vorgenannten Dienstzeiten nach vorheriger telefonischer Terminabsprache 
schriftlich, unter Angabe von Name und Anschrift, abgegeben werden. Daneben besteht die Mög-
lichkeit Vorschläge über die E-Mail Adresse finanzverwaltung@trier.de  zu übermitteln. Die Vor-
schläge werden dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorgelegt.
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen.

Sitzung des Umlegungsausschusses der Stadt Trier
Am Donnerstag, 18.02.2021, 17 Uhr, findet beim Amt für Bodenmanagement und Geoinformation, 
Hindenburgstraße 2, 54290 Trier (Nebengebäude), eine nichtöffentliche Sitzung des Umlegungs-
ausschusses statt. 
Tagesordnung:
1. Vereinfachte Umlegung „Feyen-Kita Estricher Weg“ – Beschluss
2. Vereinfachte Umlegung „Euren-Lambertistraße“ – Beschluss
3. Verschiedenes
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen.
Trier, 08.02.2021  Heiko Nowak, stellv. Vorsitzender des Umlegungsausschusses

„Gesund leben in Trier“ lautete das 
Motto des zweiten Präventionsfo-
rums im Oktober 2020. Im Rahmen  
des Programms „Impuls Trier – Stadt 
in Bewegung”, an dem sich unter an-
derem die Stadtverwaltung beteiligt, 
wurde erörtert, wie gesundheitsför-
derndes Verhalten für möglichst vie-
le Menschen in Trier eine attraktive 
Handlungsalternative werden kann.

Diskutiert wurde, wie Angebote 
zur Förderung der psychischen Ge-
sundheit gestaltet sein müssen, wel-
che bestehenden Programme integ-
riert werden können, was für die 
Realisierung benötigt, wird und wel-
che Kooperationen möglich sind. In-
teressenten, die nicht an der Tagung 
teilnehmen konnten oder sich vertie-
fend informieren wollen, können sich 
die Vorträge auf youtube unter dem 
Suchbegriff „Präventionsforum Trier“  
anschauen. Außerdem ist die Doku-
mentation im Internet verfügbar: 
http://impuls.hdg-trier.de. Die Er-
gebnisse des Forums vom vergange-
nen Oktober fließen in zwei Projekt-
anträge der Stadt bei dem Bündnis 
der gesetzlichen Krankenkassen zu 
zielgruppenspezifischen Program-
men ein.  red

Öffentliche Ausschreibung nach VOL:
Vergabenummer 3/21: Gärtnerische Jahrespflege auf öffentlichen Grünflächen 2021 – Land-
schaftsgärtnerische Pflegearbeiten in 8 Losen
Massenangaben: ca. 200.000 m² intensive und extensive Mäharbeiten, ca. 10.000 m² Gehölzflä-
chenpflege, ca. 6.000 m Heckenschnitte und weitere Grünpflegearbeiten
Angebotseröffnung: Dienstag, 23.02.2021, 10:30 Uhr  
Zuschlags- und Bindefrist: 26.03.2021
Ausführungsfrist: Ende März 2021 bis Dezember 2021
Die vollständigen Bekanntmachungstexte finden Sie unter www.trier.de/ausschreibungen. Dieser 
Text ist auch maßgeblich für eventuelle Nachweise und Erklärungen (bei Verfahren oberhalb des 
Schwellenwertes ist der EU-Text maßgeblich). Weitere Informationen zum Verfahren sowie die 
Vergabeunterlagen erhalten Sie über das Vergabeportal der Deutschen eVergabe unter www.deut-
sche-evergabe.de. 
Die Angebotseröffnung findet in der Zentralen Vergabestelle der Stadt Trier im Amt für Bauen, 
Umwelt, Denkmalpflege, Verw. Geb. VI, Zimmer 6 statt.
Technische Rückfragen sollten in jedem Fall schriftlich über das E-Vergabesystem gestellt werden.
Für weitergehende Auskünfte steht die Vergabestelle unter 0651/718-4601, -4602 und -4603 oder 
vergabestelle@trier.de zur Verfügung.
Trier, 09.02.2021 Stadtverwaltung Trier
Diese Ausschreibung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/ausschreibungen.
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Online-Vortrag über
häusliche Gewalt

Beratung der VHS
zur Kursauswahl

Amtliche Bekanntmachung

Die gemäß § 35 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz erforderlichen Bekannt-
gaben der in den nichtöffentlichen Sitzungen des Stadtrates oder der Ausschüsse 
gefassten Beschlüsse sind im Anschluss an die jeweiligen Sitzungen (als Anlage) im 
Internet unter https://info.trier.de/bi/ einsehbar.

Ende des amtlichen Bekanntmachungsteils

Das im Corona-Lockdown besonders 
brisante Problem häuslicher Gewalt 
steht im Mittelpunkt eines Online- 
Vortrags mit der Trierer Anwältin Ni-
cole Kürten auf Einladung des Interes-
senverbands Unterhalt und Familien-
recht, der Menschen in einer Tren-
nungs- und Scheidungssituation un-
terstützt. Die Kooperationsveranstal-
tung mit der Trierer VHS beginnt am 
Mittwoch, 10. Februar, 19.30 Uhr. 
Wer an dem Videovortrag teilnehmen 
möchte, meldet sich unter der E-Mail-
adresse trier@isuv.de oder unter der 
Telefonnummer 0172/5204757 und 
erhält einen Link.  red

Die Volkshoch-
schule rät Interes-
senten, vor der 

Kursbuchung im neuen Semester ihre 
Kenntnisse feststellen zu lassen. Dazu 
gibt es kostenfreie Beratungen:
■ 18. Februar:
9, 10.15, 11.30 Uhr: EDV 50+, Raum 
106; Anmeldung erforderlich.
15.30 Uhr: „Deutsch als Fremdspra-
che“ für Selbstzahler, Raum 108.
17 Uhr: Englisch, Französisch, Italie-
nisch, Russisch und Spanisch, Raum 5, 
Anmeldung nötig.
17, 18, 19 Uhr: „Wie finde ich den für 
mich passenden EDV-Kurs?“ und „Teil-
nahme an Webinaren“, Raum 106, 
Anmeldung nötig.
■ 25. Februar: 
15.30 Uhr: „Deutsch als Fremdspra-
che“ für Selbstzahler, Raum 108.
Alle Termine finden im Palais Walder-
dorf statt. Falls die VHS wegen Corona 
geschlossen bleibt, Hinweise auf 
www.vhs-trier.de beachten.  red

Firmen noch attraktiver
für Fachkräfte machen

Netzwerk auf Initiative der Wirtschaftsförderung

Zwei Ottos in der Familie

Museum online erleben

Unternehmen, Organisationen und 
Führungskräfte haben sich auf Initi-
ative der städtischen Wirtschaftsför-
derung in Kooperation mit der Ar-
beit & Leben gGmbH aus Mainz zu 
einem Netzwerk „Attraktive Unter-
nehmen Trier“ zusammengeschlos-
sen. Gemeinsam entwickeln sie 
neue Ideen und Ansätze, um Fach-
kräfte zu gewinnen und sie nachhal-
tig an sich zu binden. Auf Netzwerk-
treffen stellen Unternehmen auch 
ihre Strategien und Erfolge hierzu 
vor. Insbesondere kleine und mittle-
re Unternehmen aus Trier und der 
Region sollen von dem Austausch 
profitieren. 

Neues Gütesiegel

Zu den Themen zählen unter ande-
rem flexible Arbeitszeiten und -orte, 
Elternzeit und Kinderbetreuung, 
Pflege von Angehörigen, Marketing, 
Führung und Kommunikation, Diver-
sity und soziale Verantwortung. Um 
mit seinen Aktivitäten auch nach au-
ßen hin sichtbar zu werden, wird  das 
Netzwerk „Attraktive Unternehmen 
Trier“ zudem ein Gütesiegel ins Le-

ben rufen. Zukünftig werden Unter-
nehmen ausgezeichnet, die gemein-
sam im Netzwerk kontinuierlich an 
ihrer Attraktivität arbeiten. Das Gü-
tesiegel kann auch für eigene Werbe-
zwecke des Betriebs eingesetzt wer-
den. Mit diesem „Markenzeichen“ 
sollen die Netzwerkpartner künftig 
sichtbar und auch für andere Unter-
nehmen und Organisationen an-
sprechbar sein.

Netzwerktreffen am 25. März

Am Donnerstag, 25. März, 15 bis 
17.30 Uhr, trifft sich das Netzwerk 
online, um Best Practice-Beispiele aus 
unterschiedlichen Bereichen zu prä-
sentieren und sich in virtuellen Teams 
auszutauschen. Oberbürgermeister 
Wolfram Leibe verleiht dabei das ers-
te Gütesiegel. 

Neue Interessenten können sich zur 
Teilnahme an der Online-Veranstal-
tung bis 17. März unter wirtschafts-
foerderung@trier.de anmelden. Sie 
erhalten einen Zugangscode, um an 
dem virtuellen Meeting teilzuneh-
men. Weitere Informationen  www.
trier.de/wirtschaft-arbeit/  red

In dem Text über ein Foto der bekannten Trierer Familie Loeb und die damit 
verbundenen historischen Ereignisse in der Rathaus Zeitung vom 2. Februar 
gab es versehentliche eine falsche Zuordnung: In der Familie gab es zwei Mit-
glieder mit dem Vornamen Otto. Zum einen der im Alter von 93 Jahren in 
Paris verstorbene Otto Strauß, zum anderen Otto Loeb, der ein halbes Jahr 
vor seinem Tod aus seinem Exil in die Heimtstadt zurückkehrte und stellver-
tretend für seinen Vater Siegmund das Ehrensiegel der Stadt Trier entgegen-
nahm.  red

Öffentliche Ausschreibungen nach VOB – Kurzfassung 
Vergabenummer: P21_0002 / E77442349 
Maßnahme: Rahmenvertrag Versorgung 2021 
Auftraggeber: SWT Stadtwerke Trier Versorgungs-GmbH
  Ostallee 7-13, 54290 Trier
Ausführungsfrist: 01.04.2021 bis 31.03.2022 
Angebotseröffnung: 02.03.2021, 10:00 Uhr  
Vergabenummer: P20_0079 / E19978513 
Maßnahme: Rahmenvertrag Straßenbeleuchtung 2021 
Auftraggeber: SWT Anstalt des öffentlichen Rechts (SWT-AöR)
  Ostallee 7-13, 54290 Trier
Ausführungsfrist: 01.04.2021 bis 31.03.2022 
Angebotseröffnung: 23.02.2021, 10:00 Uhr  
Die vollständigen Bekanntmachungstexte erscheinen auf unserer Homepage: 
www.swt.de/ausschreibungen  

SWT – AöR 
Vorstand Arndt Müller, Steffen Maiwald

Gemeinsame Sitzung des Kulturausschusses und Dezernatsausschusses IV
Der Kulturausschuss und der Dezernatsausschuss IV treten am Dienstag, 16.02.2021, 17.00 Uhr, 
digital mittels Videokonferenz, zu einer Sitzung zusammen.
Tagesordnung:
Öffentliche Sitzung:
1. Vermutete Mikwe in der Judengasse
Nichtöffentliche Sitzung:
2. Kulturangelegenheit 
Hinweis: In Umsetzung der 15. Corona-Bekämpfungsverordnung des Landes Rheinland-Pfalz vom 
08.01.2021 weisen wir darauf hin, dass die digitale Sitzung des Dezernatsausschusses IV gemäß § 
35 Abs. 1 Satz i.V.m. § 35 Abs. 3 Satz 4 und 5 Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz via Live-Stream im 
Internet übertragen wird. Den entsprechenden Link finden Sie am Sitzungstag unter www.trier.de.
Parallel kann der Sitzung auch unter Berücksichtigung der Allgemeinen Schutzmaßnahmen der 15. 
Corona-Bekämpfungsverordnung des Landes Rheinland-Pfalz vom 08.01.2021 im großen Rathaus-
saal, Rathaus, Verw.Geb. I, Am Augustinerhof, Trier, beigewohnt werden.
Trier, 08.02.2021     Andreas Ludwig, Beigeordneter
      Thomas Schmitt, Beigeordneter
Diese Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter www.trier.de/bekanntmachungen.

Zu einem digitalen Rundgang durch das Museum am Dom mit Kunsthistoriker 
Dr. Michael Friedrich lädt die Volkshochschule für Sonntag, 21. Februar, 14 Uhr, 
ein. Weitere Informationen und Online-Anmeldung: www.vhs-trier.de  red


